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Die Wahrnehmung der 
ostmitteleuropäischen Landreformen 
in Westeuropa 1918–1939

Historiographie und Methode

Nach der politischen Wende in Ostmitteleuropa1 1989 hat die dortige Forschung die in 
der Zeit des Staatssozialismus teilweise vorhandenen ideologischen Zwänge überwunden 
und sich von Neuem der Erforschung der Landreformen in der Zwischenkriegszeit gewid-
met. Während zuvor meist deren Unzulänglichkeiten herausgestellt wurden, um die radi-
kaleren Landreformen mit weitgehender Kollektivierung nach 1945 zu rechtfertigen, ist 
die Thematik angesichts diverser neuer bodenpolitischer Maßnahmen auch gegenwärtig 
nicht frei von politischen Implikationen, da die Neuverteilung finanziell bedeutender Wer-
te politisch gerechtfertigt werden muss. Dabei ergeben sich Anknüpfungen an die Zwi-
schenkriegszeit, wenn die damals existierende Bodenverteilung wiederhergestellt werden 
soll. Andererseits werden die Maßnahmen analog zur Zwischenkriegszeit von Teilen der 
Betroffenen sowie der Forschung als Mittel eines ethnisch motivierten Verdrängungspro-
zesses angesehen.2 Diese Problematik verlagert sich in Gebieten, die nach 1939 gewaltsam 
ethnisch entmischt wurden, von der lokalen auf die internationale Ebene, da viele der ehe-
maligen Besitzer dadurch heute Bürger anderer Staaten sind. Auch hierbei können Paralle-
len zur Zwischenkriegszeit gezogen werden, wie ein Blick in neuere diplomatiegeschichtli-
che Arbeiten zeigt,3 auch wenn die Anzahl der Betroffenen damals wesentlich geringer und 
die ausländische Staatsbürgerschaft meist das Ergebnis von Heirat oder Migration war.

Diese wenigen Beispiele sollen zeigen, dass Landreformen generell das Potential haben, 
kontroverse Diskussionen sowie über den nationalstaatlichen Rahmen hinausgehende 
Komplikationen auszulösen, und dies keineswegs typisch nur für den hier behandelten 
Zeitraum ist. Dies liegt unter anderem daran, dass diese meist eine Veränderung der Ei-
gentumsordnung mit weitreichenden finanziellen und wirtschaftlichen Folgen darstellen 
und speziell in Ostmitteleuropa das Gefühl entsteht, dass dabei Angehörige ethnischer 
Minderheiten benachteiligt werden. Die aktuelle westeuropäische Forschungsliteratur in-
teressiert sich meist speziell für den letztgenannten Aspekt,4 wobei im Fall der Tschecho-
slowakei der Frage nachgegangen wurde, ob nationale oder soziale und wirtschaftliche 
Aspekte bei der Planung der Reformen bestimmend waren.5 Bei vielen Autoren fällt dabei 
auf, dass sie ihre Thesen teilweise auf zeitgenössische Publikationen wie Dissertationen, 
Artikel aus Fachzeitschriften oder publizierte Eingaben nationaler Minderheiten an den 
Völkerbund stützen, ohne den Entstehungskontext dieser Primärquellen zu reflektie-
ren. Dadurch bestimmen die politischen Kontexte der Zwischenkriegszeit bis auf wenige 
Ausnahmen den heutigen Schwerpunkt der Forschung.6 Jaromír Balcar berücksichtigt 
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beispielsweise die in seinen Quellen zu findenden Verweise auf die ausländischen Kapital-
märkte oder die öffentliche Meinung im Ausland nicht, die neue Forschungsperspektiven 
eröffnen könnten.7

Diese Aspekte, so soll im Folgenden gezeigt werden, sind jedoch wie die Entschädi-
gungsfrage neben der „nationalen Frontstellung“ in den Beurteilungen der Landreformen 
ein nicht zu unterschätzender Faktor, der die zeitgenössische Beschäftigung mit den Land-
reformen prägte. Dabei wird ein Schwerpunkt auf die versuchte und tatsächliche Beein-
flussung der Landreformen auf der Ebene der Diplomatie sowie den stark politisierten wis-
senschaftlichen Diskurs über die Landreformen gelegt. Die Ausführungen sollen einerseits 
dazu dienen, die Existenz transnationaler Verflechtungen zu belegen, andererseits aber 
auch die vielfältigen politischen Kontexte der Wahrnehmung der ostmitteleuropäischen 
Landreformen in Westeuropa aufzeigen.8 Gleichzeitig soll damit auch auf das Potential 
eines Wirtschafts-, Wissenschafts- und Politikgeschichte verbindenden transnationalen 
Ansatzes hingewiesen werden.

Da sich in den historiographischen Diskussionen jedoch noch keine eindeutige Bestim-
mung dessen, was unter transnational zu verstehen ist, durchgesetzt hat und der Begriff 
teilweise nur als Modewort verwendet wird,9 soll kurz geklärt werden, was hier darunter 
verstanden wird. Es handelt sich nicht um eine Methode, sondern um eine Forschungs-
perspektive, die den Untersuchungsgegenstand der Landreformen aus seinem vertrauten 
Rahmen der „nationalen“ oder „sozialen Frage“ herauslöst, um ihn in einem neuen Licht 
zu sehen. Dadurch rücken über den Nationalstaat hinausgehende Formen der Verflechtung 
wie strukturelle Verbindungen, Abhängigkeiten, Transfers sowie wechselseitige Wahrneh-
mungen ins Blickfeld.10 Im Gegensatz zur älteren Politik- und Diplomatiegeschichte werden 
die weiterhin im Mittelpunkt stehenden Nationen bzw. Staaten nicht auf ihre Regierungen 
und diplomatischen Vertreter reduziert, sondern der Blick richtet sich auch auf nichtstaat-
liche Akteure der staatlich bzw. national organisierten Gesellschaften. Es wird jedoch nicht 
versucht, eine analytisch schwer zu fassende öffentliche Meinung zu rekons truieren. Die 
Untersuchung widmet sich schwerpunktmäßig der Gruppe der Wissenschaftler und Pub-
lizisten als elitäre Teilöffentlichkeit mit transnationalen Verbindungen.11

Landreformen als Gegenstand der Diplomatie

Als erstes wird auf die Wahrnehmung der Landreformen in der Diplomatie, also auf der 
Ebene der Außenbeziehungen zwischen Staaten eingegangen. Ein gutes Beispiel dafür sind 
die Verhandlungen während der vom 10. April bis 19. Mai 1922 durchgeführten Genua-
Konferenz, die die Reorganisation des internationalen Finanzsystems sowie den Wieder-
aufbau der durch den Ersten Weltkrieg zerrütteten Volkswirtschaften Mittel- und Osteu-
ropas zum Ziel hatte. Hierbei richtete sich der Blick Westeuropas am Rande auch auf die 
ostmitteleuropäischen Landreformen. Die potentiell negativen Auswirkungen der damit 
verbundenen Neuordnung der Eigentumsordnung hatten die westeuropäischen Staaten in 
Folge der Russischen Revolution 1917 erfahren, in deren Folge etwa 150 Millionen Hektar 
Land konfisziert und an 25 Millionen neue Eigentümer verteilt wurde.12 Dadurch verloren 
durch Bodenhypotheken gesicherte westeuropäische Kredite, Anleihen oder Investitionen 
ihren Wert, was große Kapitalverluste in Westeuropa verursachte.
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Im Januar 1922 hatte der Oberste Rat der Alliierten in Bezug auf die Eigentumsfrage die 
Cannes-Resolution verabschiedet, nach der jeder Staat ein individuelles Eigentumssystem 
wählen konnte. Andererseits wurde jedoch festgelegt, dass für konfisziertes oder seques-
triertes Eigentum eine Entschädigung gezahlt werden müsse, wenn dieser Staat ausländi-
sche Kredite erhalten wollte. In Genua forderte der belgische Außenminister Henri Jaspar 
jedoch die Anerkennung des absolute right of property als Vorbedingung für jegliche finan-
zielle und wirtschaftliche Hilfe für die Staaten Mittel- und Osteuropas. Gegner dieser For-
derung war der britische Premierminister Lloyd George, der darauf verwies, dass er nicht 
in die interne Gesetzgebung anderer Staaten eingreifen könne. Die Tschechoslowakei habe 
daher bereits eine Anleihe bekommen, obwohl die im Rahmen der dortigen Landreform 
enteigneten britischen Staatsbürger nicht ausreichend entschädigt worden seien.13

Der belgische Standpunkt in Genua macht deutlich, welchen Stellenwert die Frage der 
Eigentumsordnung und damit auch der diese verändernden Landreformen im Westeu-
ropa der Zwischenkriegszeit hatte. Die britische Stellungnahme verweist wiederum auf 
eine Doppelstrategie, die in gewisser Weise typisch für die Reaktion der westeuropäischen 
Großmächte auf die mit den Landreformen verbundenen Eigentumsfragen war. Während 
diese im Rahmen internationaler Organisationen und Konferenzen mehrheitlich Eingriffe 
in die innerstaatliche Gesetzgebung der Staaten Ostmitteleuropas ablehnten, versuchten 
sie genau dies im Rahmen meist geheimer bilateraler Verhandlungen.

Sowohl das Vereinigte Königreich als auch Frankreich nutzen ihre Position als Sieger-
mächte des Ersten Weltkriegs aus, um eine der innerstaatlichen rumänischen Gesetzgebung 
zuwiderlaufende Entschädigung für eigene Staatsbürger zu erreichen, die in der besonders 
radikalen Landreform im vormals russischen Bessarabien ihren Besitz verloren hatten. Der 
französische Botschafter in Rumänien, Emile Daeschner, schrieb in dieser Sache am 18. 
Februar 1922 an den Außenminister Raymond Poincaré. Mit dem Verweis auf die Nichter-
füllung dieser Verpflichtung durch die momentane Zahlungsunfähigkeit des rumänischen 
Staats regte er an, dass Rumänien erst finanzielle Hilfe gewährt werden solle, wenn die Ent-
schädigungen ausbezahlt seien.14 Gleichzeitig versuchte der elsässische Senator Paul Helmer, 
dessen Frau Landbesitz in Bessarabien verloren hatte, die Entschädigungsfrage mit der Un-
terzeichnung des Bessarabienvertrags in den französischen Parlamentskammern zu verbin-
den.15 Tatsächlich erfolgte die Unterzeichnung des Bessarabienvertrags durch Frankreich 
und Großbritannien erst nach vertraglicher Regelung der Entschädigungsfrage.16

Im Falle der Enteignung eigener Staatsbürger durch die lettische Landreform gelang 
es Frankreich 1926 ebenfalls eine Sonderregelung auszuhandeln. Es versprach die Unter-
stützung der lettischen Position gegenüber einer die lettische Landreform betreffenden 
Beschwerde von Angehörigen der dortigen deutschen Minderheit, die im Völkerbund ver-
handelt wurde, um als Gegenleistung eine dreimal so hohe Entschädigung, wie im Ge-
setz eigentlich vorgesehen, zu erlangen.17 Letztendlich erreichte Frankreich immerhin die 
doppelte Summe.18 Diese Art des diplomatischen Tauschhandels war keinesfalls singulär, 
da es im französischen Außenministerium bereits 1925 Überlegungen gab, die Unterstüt-
zung der rumänischen Position im Optantenstreit mit Ungarn vor dem Völkerbund an 
eine Sonderentschädigung der in Siebenbürgen enteigneten französischen Staatsbürger zu 
binden.19 Auf der anderen Seite verzichtete Frankreich auf eine Klage gegen Lettland am 
Internationalen Gerichtshof in Den Haag, um keinen politisch unerwünschten Präzedenz-
fall für diesen ungarisch-rumänischen Streitfall zu schaffen.20
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Die Schweiz tat sich als westeuropäischer Kleinstaat dagegen schwer, Entschädigungs-
zahlungen für seine Staatsbürger auszuhandeln, da sie keine politischen Gegenleistungen 
anbieten konnte. Im Fall eines in Bessarabien enteigneten Schweizers argumentierte sie 
daher mit an Briten und Franzosen geleisteten Entschädigungszahlungen sowie der Meist-
begünstigungsklausel in einem 1923 abgeschlossenen Handelsvertrag. Rumänien verwei-
gerte sich jedoch dieser Argumentation und verwies darauf, dass die Zahlungen als Ge-
genleistung für die Anerkennung der rumänischen Grenze zur Sowjetunion erfolgt seien. 
Auch ein gemeinsames Vorgehen mit anderen kleineren Staaten wie Griechenland und 
Spanien führte nicht zum Ziel.21 Spanien konnte dagegen erfolgreich verhindern, dass mit 
Karl von Habsburg ein Verwandter des Königs in Polen enteignet wurde, da es durch seine 
Mitgliedschaft in einem internationalen Gremium, das über die Zugehörigkeit eines zwi-
schen Deutschland und Polen umstrittenen Industriebetriebs in Oberschlesien entschied, 
eine politische Gegenleistung anbieten konnte.22

In Frankreich, das hier als Beispiel für weitere Staaten mit Großmachtstatus angeführt 
wurde,23 hatte aber auch das Militär, das in der Zwischenkriegszeit oft eng mit den Aus-
wärtigen Ämtern zusammenarbeitete, ein Interesse an den Landreformen. Ein Gesichts-
punkt waren dabei die Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Produktion, da die Nah-
rungsmittelversorgung im Krieg ein entscheidender Faktor war. Das Militär sammelte 
daher Informationen über die Ressourcen, die dem eigenen aber auch befreundeten und 
verfeindeten Staaten im Kriegsfall zur Verfügung stehen würden.24 Da die meist konserva-
tiven Führungskreise der Armeen noch der durch die moderne Kriegstechnik eigentlich 
überholten Idee der Militärsiedlung anhingen und sich darüber hinaus für die Bevölke-
rungszusammensetzung in potentiellen Operationsgebieten interessierten, verfolgten die 
Militärs auch die Verdrängungen und Ansiedlungen im Rahmen der Landreformen. Ein 
gutes Beispiel dafür ist ein Schreiben des französischen Marschalls Ferdinand Foch an den 
französischen Außenminister vom 3. Dezember 1922, in dem dieser auf die militärische 
Bedeutung der mit den polnischen Agrarreformen in Verbindung stehenden Liquidation 
deutscher Kolonisten in den polnischen Westprovinzen hinwies. Raymond Poincaré solle 
nach Möglichkeit verhindern, dass diese Frage im Völkerbund zur Verhandlung käme.25

Diese Aufzählungen sollen an dieser Stelle genügen, um zu zeigen, welches Interes-
se westeuropäische Diplomaten und Militärs an den ostmittel- und südosteuropäischen 
Landreformen hatten. Die handelnden Agrarpolitiker der Staaten Ostmittel- und Südost-
europas waren sich dieser Bedeutung und des damit vorhandenen Einflusses Westeuropas 
auf ihre Reformen bewusst. Der polnische Agrarreformminister bekannte 1930, dass die in 
seinem Ressort zu erledigenden Angelegenheiten oft erst vor einem internationalen Forum 
ihren Abschluss fänden.26 Die dabei verwendeten Expertisen der Auswärtigen Ämter wie 
auch die des Völkerbundes stützten sich dabei neben den Gesetzestexten auch auf Fachpu-
blikationen. Andererseits unterstützten Diplomaten Autoren wie den Belgier Arthur Wau-
ters oder den Franzosen Pierre Jousse mit statistischen Daten und Informationen, die in 
Westeuropa sonst nicht zugänglich waren.27
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Landreformen in der Wissenschaft

Verbindungen zwischen Wissenschaft und Politik

Die fehlende Objektivität der den Agrargesetzen folgenden Literatur hat Heinz Hausho-
fer bereits im Jahr 1929 kritisch reflektiert und angemerkt, dass jede einzelne Stimme 
des Schrifttums, der Kartographie und der Statistik als „Kampfmittel“ gewertet werden 
muss.28 Diese Schriften waren zwar Teil eines innerwissenschaftlichen Diskurses, dane-
ben aber auch Grundlage politischer Entscheidungen sowie der weiteren Berichterstattung 
und Wahrnehmung in Westeuropa. Daher versuchten sowohl Unterstützer als auch Kriti-
ker der Landreformen ihren Stellungnahmen eine möglichst weite Verbreitung zu geben, 
was zu einer Flut von Publikationen vor allem in den drei Hauptsprachen der westeuro-
päischen Eliten führte: Deutsch, Englisch und Französisch.29 Einige der Publikationen, 
die sich mit den Landreformen beschäftigten, wurden dabei explizit für Diplomaten ge-
schrieben. Bereits im Februar 1919 erschien Nicolae Basilescus Arbeit über die rumänische 
Agrarreform, die einen Aufruf an die Pariser Friedenskonferenz enthielt, sich mit dem 
Agrarproblem zu beschäftigen und ein internationales Statut für landwirtschaftliche Ar-
beit auszuarbeiten, dessen internationale Überwachung den sozialen Weltfrieden sichern 
würde.30 Am 4. Juni 1921 wurde ein Buch über die Enteignung der Ausländer in der rumä-
nischen Landreform, das von ausländische Staatsbürger vertretenden rumänischen An-
wälten erstellt wurde, in der britischen Botschaft in Bukarest abgegeben.31 Meist erreichten 
derartige Broschüren die entsprechenden politischen Stellen jedoch auf dem Postweg. Ein 
besonders häufiges Ziel war dabei das Völkerbundssekretariat in Genf, das aus Ungarn 
beispielsweise einen Aufsatz des deutschen Agrarwissenschaftlers Adolf Münzinger über 
die rumänische Landreform erhielt. Die Wertschätzung solcher Informationen zeigt sich 
darin, dass dieser Aufsatz für den internen Gebrauch sogar ins Französische übersetzt 
wurde.32 Hieran zeigt sich, dass auch ohne politischen Hintergrund geschriebene Fachbei-
träge diesen durch ihre Verwendung bekommen konnten.

Andere Fachwissenschaftler suchten dagegen selbst die Nähe zu politischen Entschei-
dungsträgern und verstanden ihre Arbeiten als Politikberatung, wobei sich dies oft auch 
durch die finanzielle Unterstützung ihrer Institutionen seitens staatlicher Stellen ergab. 
Der ungarische Jurist Dionis Sebess leitete als ehemaliger Staatssekretär im Justizminis-
terium eine staatlich unterstützte Gesellschaft, die sich um die Interessen jener Gebiete 
des historischen Ungarns kümmerte, die aktuell zu Rumänien gehörten.33 Der polnische 
Volkswirt Adam Rose war in der Zwischenkriegszeit sowohl bei der Internationalen Ar-
beitsorganisation in Genf als auch im polnischen Landwirtschaftsministerium angestellt. 
Die rumänischen Agrarökonomen Mitiţă Constantinescu und Gheorghe Ionescu-Sişeşti 
waren im rumänischen Landwirtschaftsministerium beschäftigt. 

Während die ostmitteleuropäischen Spezialisten meist direkt bei staatlichen Instituti-
onen angestellt waren, sah die Situation in Westeuropa anders aus. Hier waren die Kon-
takte zur politischen Handlungsebene weniger direkt. Der aus Rumänien nach Groß-
britannien emigrierte David Mitrany gehörte dem außenpolitischen Beraterkomitee der 
britischen Labourpartei an und pflegte gleichzeitig intensive Kontakte mit dem rumäni-
schen Agrarpolitiker Ionescu-Sişeşti.34 Der französische Ökonom Georges Blondel stand 
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mit dem tschechischen Außenminister Beneš in Verbindung.35 Der Brite Robert William 
Seton-Watson war Inhaber des von der tschechoslowakischen Regierung mitfinanzierten 
Masaryk-Lehrstuhls für Mitteleuropäische Geschichte an der Londoner School of Slavonic 
Studies. Seine engen Kontakte zu führenden tschechoslowakischen, jugoslawischen und 
rumänischen Politikern waren allerdings bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts entstan-
den, als er sich mit publizistischen und wissenschaftlichen Beiträgen einen Namen als 
Kritiker der Magyarisierungspolitik in der ungarischen Hälfte der Habsburgermonarchie 
gemacht hatte.36 Der Agrarökonom Anton Heinrich Hollmann war gleichzeitig Direktor 
des Instituts für ausländische Landwirtschaft an der Landwirtschaftlichen Hochschule in 
Berlin sowie als landwirtschaftlicher Sachverständiger des Deutschen Reiches für die ost- 
und südosteuropäischen Länder der deutschen Gesandtschaft in Warschau zugeordnet.37

Neben Hollmann ist hier auch Max Sering zu erwähnen, der sich bereits vor und wäh-
rend des Ersten Weltkriegs mit Landreformen und Siedlungsfragen beschäftigt hatte, wo-
bei er schon in dieser Zeit deutschnationale Positionen einnahm, die sich unter anderem 
gegen Polen richteten.38 Seine zahlreichen Publikationen zu den Landreformen und seine 
Herausgebertätigkeit auf diesem Gebiet müssen jedoch nicht nur aus dieser Perspektive 
kritisch beurteilt werden,39 sondern auch wegen der von ihm selbst gesuchten Nähe zur 
Politik. Diese soll hier kurz dargestellt werden, weil mehrere aktuelle Publikationen zur 
Person von Max Sering, seine Tätigkeit in der Zwischenkriegszeit vernachlässigen oder 
diese ausschließlich vor dem Hintergrund der weitergehenden Entwicklungen im Dritten 
Reich betrachten.40

Sering leitete das 1921 gegründete Deutsche Forschungsinstitut für Agrar- und Sied-
lungswesen, das der Gesetzgebung und Verwaltung wissenschaftlich gesicherte Unterlagen 
für Entscheidungen agrarpolitischer Art liefern sollte.41 Neben dieser eigentlich innenpoli-
tischen Aufgabe hat Sering sich an der volkswirtschaftlichen Diskussion über die Reparati-
onsfrage beteiligt und dazu eine 1929 auch in Englisch publizierte Schrift über den Dawes-
Plan vorgelegt.42 Schon 1922 hatte er in einem gleichzeitig in sechs Sprachen publizierten 
Beitrag im Manchester Guardian Commercial im Zusammenhang mit einer Analyse der 
ökonomischen Konsequenzen der Agrarrevolutionen in Mittel- und Osteuropa die nach 
dem Krieg eingetretene Extensivierung der deutschen Landwirtschaft auf Reparationen 
und Gebietsabtretungen zurückgeführt.43 Neben dieser wissenschaftlichen Unterstützung 
der deutschen Revisionsforderungen informierte Sering aber auch die deutsche Reichs-
kanzlei direkt über den Fortgang der polnischen Agrarreform und ihre Auswirkung auf 
die deutsche Minderheit, um dieser Argumente für eine internationale Anklage gegen Po-
len zu liefern.44 Sering versuchte damit einen Beitrag zum Verbleib möglichst vieler Deut-
scher in den 1920 an Polen abgetretenen Gebieten zu leisten, was wiederum eine zentrale 
Grundlage für das Erheben von Revisionsansprüchen war. In eben diesem Zusammen-
hang müssen auch seine Schriften gelesen werden, zu denen auch ein heute gern zitierter 
Sammelband zu den ostmitteleuropäischen Landreformen gehört.

Schon ein Blick in Serings Vorwort zeigt, dass eines der Ziele dieses Bandes die Be-
tonung der Auswirkungen der Landreformen auf die nationalen Minderheiten war.45 
Weiterhin beginnt Friedrich Hellwege, der Verfasser des Beitrags zu Polen, diesen mit 
dem expliziten Verweis, dass die Agrarfrage mit dem Problem der nationalen Minder-
heiten verknüpft sei und schließt damit, dass sich das Agrargesetz als „Kampfmittel ge-
gen nationale Minderheiten“ für Polen verhängnisvoll auswirken werde.46 Auch Hermann 
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Baumberger-Demling, der Verfasser des Abschnitts über Rumänien, hob die nationa-
listische Tendenz der rumänischen Landreform hervor und betonte, dass sie speziell in 
Siebenbürgen gegen die Städte als Hochburgen deutscher und magyarischer Kultur und 
Intelligenz gerichtet sei.47 Ein Blick in die diesem Artikel zugrunde liegende Dissertati-
on bestätigt die Annahme, dass die Frage der nationalen Minderheiten im Sammelband 
besonders betont werden sollte. Dort hatte der Autor die wirtschaftlichen Folgen stärker 
betont und die Neubildung von Großgrundeigentum als Lösung für die wirtschaftlichen 
Probleme Rumäniens vorgeschlagen.48

Die Konzeption von Serings Sammelband kam darüber hinaus einer im Januar 1926 
von Hollmann gegenüber dem Auswärtigen Amt vorgebrachten Idee sehr nahe. Er regte 
ein Werk an, dass möglichst sämtliche Agrarreformen Ost- und Südosteuropas „unter dem 
Leitgedanken der Minderheitenpolitik“ sowie „mit dem Tenor der volkswirtschaftlichen 
Schäden“ darstellen solle.49 Hollmann schien nicht bekannt, dass Serings Institut schon an 
einem solchen Buch arbeitete und 1925 erste Ergebnisse in russischer Sprache publiziert 
hatte.50 Dies zeigt, dass die Wissenschaftler ihre Ideen der Verteidigung nationaler Inter-
essen unabhängig entwickelten und lediglich staatliches Geld zur Umsetzung benötigten. 

Im gleichen Schreiben regte Hollmann neben der Förderung aber auch die Unterbin-
dung von Publikationen auf amtlichem Weg an, da einige aktuelle deutsche Publikationen 
den von den Agrarreformen betroffenen deutschen Minderheiten in den Rücken fallen 
würden. Als Beispiel nennt er eine von agrarsozialistischen Ideen beeinflusste Dissertation 
über die tschechische Bodenreform. Der Verfasser habe seine vor der Publikation gemach-
ten sachlichen und nationalpolitischen Einwendungen mit dem Argument wissenschaft-
licher Objektivität ignoriert. In Zukunft sollte daher versucht werden, mit Verweis auf die 
gewährten staatlichen Mittel auf die derartige Arbeiten betreuenden Institute Einfluss zu 
nehmen. In manchen Fällen – wie bei einer durch seine Intervention nicht publizierten ju-
ristischen Dissertation – würde allerdings bereits der Hinweis auf die nationalpolitischen 
Implikationen genügen.51

Wie diese Beispiele zeigen, litt die deutsche Wahrnehmung und Darstellung der pol-
nischen und tschechoslowakischen Landreformen von Beginn an ebenso wie die ungari-
sche Wahrnehmung der tschechoslowakischen, jugoslawischen und rumänischen Land-
reformen darunter, dass durch die in Folge des Ersten Weltkriegs erlittenen territorialen 
Verluste und die dort verbliebenen konnationalen Minderheitengruppen praktisch jede 
Beschäftigung mit der Agrarreformproblematik auch mit der Revisionsfrage in Verbin-
dung stand.52 Der Verlust der Vormachtstellung deutscher Führungsschichten in anderen 
ostmitteleuropäischen Staaten – hier sind vor allem Lettland und Estland zu nennen – war 
ein weiterer Faktor, der eine objektive Würdigung der neu geschaffenen Verhältnisse in 
der deutschsprachigen Wissenschaft erschwerte.53 Dies gelang vor allem Autoren, die wie 
Heinz Haushofer aus Süddeutschland kamen, oder wie Willy Rumer und Siegfried Stra-
kosch Österreicher waren.54

Bürger von nach dem Ersten Weltkrieg neu entstandenen oder vergrößerten Staaten in 
Ostmitteleuropa sowie die aus Siegerstaaten stammenden westeuropäischen Autoren hiel-
ten sich dagegen mit ihrer Kritik bewusst oder unbewusst zurück, um nicht indirekt der 
Revisionspropaganda Vorschub zu leisten. Der Brite Robert William Seton-Watson ließ 
1929 dem tschechoslowakischen Präsidenten Masaryk ein streng vertrauliches Memoran-
dum zukommen, in dem er auch auf die Benachteiligung der ungarischen Bevölkerung im 
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Rahmen der tschechoslowakischen Landreform einging. Er riet diesem dazu, die Daten 
zur Landverteilung zu veröffentlichen, wenn diese eine Gleichbehandlung der Ungarn be-
legen würden. Wenn dies nicht der Fall sei, sei es vielleicht noch nicht zu spät, dieses Defi-
zit zu beheben. In reduzierter Form veröffentlichte er das Memorandum drei Jahre später 
als Teil seiner Einleitung zu einem Buch über die Slowakei.55

Dennoch können die Befürworter und Gegner nicht generell in nationale Lager einge-
teilt werden. Diese Selbsteinordnung der Autoren wurde jedoch vor allem in Ostmitteleu-
ropa und Deutschland erwartet. Daher standen sich im wissenschaftlichen Diskurs insbe-
sondere sich national definierende deutsche und ostmitteleuropäische Wissenschaftler aus 
den Sieger- und Verliererstaaten des Ersten Weltkriegs gegenüber. Diese versuchten von 
der herrschenden nationalen Meinung abweichende Publikationen aus dem eigenen Land 
zu unterbinden und die Schriften der Gegenseite zu widerlegen, gerade wenn diese beson-
ders einseitig und tendenziös verfasst waren. Eine Position jenseits nationaler Diskurse er-
reichten vor allem sozialistisch eingestellte Autoren wie der Belgier Arthur Wauters sowie 
solche die wie David Mitrany und Walter Schiff zusätzlich jüdischer Abstammung waren.56

Rezeptionsprozesse

Ein Teil des wissenschaftlichen Diskurses fand in international wahrgenommenen Tages-
zeitungen statt, da diese in der Zwischenkriegszeit eine wichtige Informationsquelle für 
Politiker sowie Diplomaten darstellten. Sie erreichten wie der Manchester Guardian oder 
der Pester Lloyd auch Leser im Ausland – wenn nicht direkt, dann dadurch, dass andere 
Blätter ihre Artikel übernahmen, diese zitierten oder sich in ihrer Berichterstattung darauf 
bezogen. Ein Weg, die eigene Meinung auf die Seiten bedeutender westeuropäischer Ta-
geszeitungen zu bekommen, war dabei Wissenschaftler, Politiker oder Journalisten durch 
Informationen zu einer Stellungnahme zu inspirieren.

Auf diesem Feld agierten vor allem ungarische Politiker sehr geschickt und mit großem 
Einfallsreichtum. Sie brachten westeuropäische Persönlichkeiten – in der Mehrzahl briti-
sche Parlamentarier und Journalisten – dazu, das Thema kritisch aufzugreifen und ihrer 
Revisionspropaganda Öffentlichkeit sowie Glaubwürdigkeit zu verleihen.57 Diese Wirkung 
verstärkten ungarische Autoren dadurch, dass sie derartige Beiträge, hinter denen nicht 
immer eine direkte ungarische Inspiration stehen musste, als westeuropäische Stimmen 
zur Stärkung ihrer eigenen Argumentation verwendeten. Ergebnis einer solchen ungari-
schen Initiative war ein Buch des britischen Journalisten Robert Donald. Neben dem Ver-
weis auf die fast ausschließliche Enteignung von Minderheitenangehörigen sowie die man-
gelhafte Entschädigung enteigneter britischer Staatsbürger konzentrierte er sich auf Fälle 
staatlicher Misswirtschaft, in denen Amtspersonen persönlich von der tschechoslowaki-
schen Landreform profitiert hatten, um die gesamte Reform in Misskredit zu bringen.58

Eine derartig parteiische Darstellung forderte einen Widerspruch geradezu heraus, 
zumal bereits der britische Besitzer des Daily Mail, Lord Harold S. H. Rothermere, in 
seiner pro-ungarischen Pressekampagne das Schicksal der beschlagnahmten und ver-
äußerten ungarischen Güter in der Tschechoslowakei aufgegriffen hatte. In zwei offenen 
Briefen an den tschechoslowakischen Außenminister Eduard Beneš forderte Rothermere 
diesen direkt auf, dazu Stellung zu nehmen. Beneš versuchte in einer Antwort die Kritik 
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zu widerlegen, lehnte jedoch eine klare Stellungnahme mit dem Hinweis auf seine Funk-
tion ab.59 Der britische Osteuropahistoriker Robert William Seton-Watson wies in einer 
Rezension des Buches von Donald auf dessen höchst umstrittene Darstellung der tsche-
choslowakischen Landreform hin, verzichtete jedoch mit Verweis auf die Einseitigkeit der 
Darstellung auf eine Widerlegung.60

Aber auch in anderen Fällen kam es in Form von ausführlichen und stark polemischen 
Rezensionen oder Gegendarstellungen zu publizistischen Reaktionen auf als tendenziös 
angesehene Schriften. Der Ungar János Székely besprach so auf mehr als 30 Seiten in einer 
französischsprachigen Fachzeitschrift Constantinescus Buch zur rumänischen Agrarre-
form und wollte dabei vor allem beweisen, dass dieser seine Darstellung auf falsche An-
gaben und Annahmen stützt. Der Pester Lloyd verschaffte dieser Kritik durch die Bespre-
chung ihrer wichtigsten Punkte eine breitere Öffentlichkeit.61 Ein weiteres Beispiel einer 
gezielten Reaktion mit Blick auf die westeuropäischen Eliten als Rezipienten stellt ein 1934 
von Nicholas Móricz in Englisch publiziertes Buch über die rumänische Agrarreform dar. 
Im Vorwort wird dieses Buch als explizite Antithese zu Mitranys Ausführungen vorge-
stellt.62

In diesem Zusammenhang waren die national motivierten Kreise vor allem an kriti-
schen Darstellungen von Autoren aus dem als gegnerisch begriffenen Lager interessiert, 
da diesen eine höhere Glaubwürdigkeit bei den westeuropäischen Eliten zugeschrieben 
wurde.63 So wies der deutsche Generalkonsul im westpolnischen Posen (poln. Poznań) 
Vassel das Auswärtige Amt darauf hin, dass sich das neue Buch des Polen Władisław Stud-
nicki über die Landreform hervorragend für Propagandazwecke eignen würde.64 Während 
Studnickis Buch nicht übersetzt wurde, erschien ein kritisches Buch des Tschechen Josef 
Pekař über die tschechoslowakische Agrarreform in einer deutschen Übersetzung.65 An-
dererseits wurde das Buch des Deutschen Joseph Wiehen ins Tschechische und Spanische 
übertragen. Studnickis kritische Thesen, die sich nicht in einem 1930 für die deutsche Öf-
fentlichkeit geschriebenen Buch finden, erreichten dennoch ein breites Lesepublikum, da 
sie stellenweise Hermann Rauschnings Darstellung der polnischen Agrarreform als Ver-
such der Vernichtung des deutschen Grundbesitzes untermauerten.66

Die am politisch-wissenschaftlichen Streit beteiligten Seiten bemühten sich auch Peri-
odika in westeuropäischen Sprachen zu publizieren. Das Polnische Landwirtschaftsmi-
nisterium gab für einige Jahre die Vierteljahreshefte der Polnischen Landwirtschaft heraus, 
wobei gleich im ersten Heft der Agrarreformminister auf fast 100 Seiten über die Arbeiten 
an der polnischen Agrarreform berichtete.67 Auch die Sowjetunion beteiligte sich über das 
mit der Krestintern verbundene Internationale Agrarinstitut in Moskau an der Diskussi-
on und publizierte eine deutsche Übersetzung der Zeitschrift Agrarprobleme, die durch 
zahlreiche Rezensionen und Artikel eine Kritik der Landreformen Ostmitteleuropas vor 
dem Hintergrund der radikaleren Maßnahmen in der Sowjetunion betrieb.68 Parallel er-
schienen eigenständige Publikationen führender ostmitteleuropäischer Intellektueller 
des Sowjetstaats in westeuropäischen Sprachen.69 Mit der Auflösung der Krestintern 1931 
verschwanden diese an einer pragmatischen Umsetzung sozialistischer Doktrinen inter-
essierten Stimmen jedoch aus dem Diskurs.70 Diese Schriften standen aber bereits vor-
her schon am Rande, da sie selbst von den sozialistischen Intellektuellen in Westeuropa 
kaum rezipiert wurden, da diese hauptsächlich an der Diskussion über die Anwendung der 
Marx’schen Lehre auf den Bereich der Landwirtschaft interessiert waren.71
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Die genannten Beispiele zeigen, dass Teile der Wissenschaft mit allen zur Verfügung ste-
henden Mitteln versuchten, die eigene Interpretation der Landreformen zur herrschenden 
Meinung im wissenschaftlichen Diskurs zu machen. Sie deuten aber auch darauf hin, wie 
nahe viele der sich mit den Landreformen beschäftigenden Wissenschaftler der Politik 
standen. Deren Beratungsbedarf, der sich vor allem aus den angeführten vielfältigen Ver-
flechtungen außen- und innenpolitischer Art ergab, führte dabei oft zwangsläufig zu einer 
Annäherung zwischen Politik und Wissenschaft. Diese Tendenz wurde dadurch verstärkt, 
dass die westeuropäischen Spezialisten innerhalb ihrer Universitäten durch geringe Stu-
dierendenzahlen eine marginale Position einnahmen und daher Anerkennung durch die 
Politik oder der gesellschaftlichen Eliten suchten, wobei auch die Erschließung zusätzli-
cher Geldquellen eine Motivation darstellte.

Trotz dieser Politisierung wurden die Arbeiten von ausgewiesenen Gegnern der Land-
reformen der Siegerstaaten wie dem Ungarn Sebess oder dem Deutschen Sering in West-
europa breit rezipiert und geschätzt. Der gegenüber seinen Quellen kritisch eingestellte 
deutsche Agrarwissenschaftler Heinz Haushofer bezeichnete Sebess Arbeiten als ausge-
zeichnet.72 Auch ein mit sozialistischen Ansichten sympathisierender Autor wie David 
Mitrany stütze sich in Teilen seiner Argumentation auf Ausführungen Serings.73 Auch die 
Thesen national gesinnter Befürworter der Landreformen wurden durch ihre Aufnahme 
in wissenschaftliche Werke westeuropäischer Autoren verbreitet. Der Schweizer Soziologe 
und Wirtschaftswissenschaftler Antony Babel rezipierte so Mitiţă Constantinescu und be-
hauptete, dass die ethnischen Minderheiten von den Enteignungen in Bessarabien kaum 
betroffen seien.74

Zivilisation und Fortschritt als Bewertungskriterien

Viele der westeuropäischen Autoren verstanden ihre Publikationen als kritische Beglei-
tung der Landreformen und wollten Ostmitteleuropa dadurch helfen, den Übergang von 
der Agrar- zur Industriegesellschaft möglichst schnell zu erreichen. Die Veränderung der 
landwirtschaftlichen Strukturen sowie der Bodenbesitzverhältnisse wurden als Anfang 
dieses Prozesses gedeutet, an dessen Ende das Erreichen der Zivilisationsstufe Westeuropas 
stehen sollte. Fortschritt und Zivilisation als Referenzpunkte finden sich daher besonders 
häufig in den Schriften wieder. Dieses Kriterium wandten auch kritisch eingestellte Auto-
ren an, die eben diesen Prozess gefährdet sahen. Verteidiger der Landreformen versuchten 
anfängliche Unzulänglichkeiten in der Umsetzung mit Verweis auf die langfristig eintre-
tenden Veränderungen zu marginalisieren. Auch der Verweis auf die Kriegsschäden,75 die 
den Prozess des Fortschritts zurückgeworfen hätten, wurde angeführt. Dabei wurde be-
tont, dass durch die Einführung des Kleinbesitzes die Motivation der Landbevölkerung 
zur Beteiligung am Wiederaufbau der Landwirtschaft erhöht worden sei. Großbesitzern 
wäre es dagegen unmöglich gewesen, beispielsweise den Viehbestand so schnell wieder auf 
die Höhe der Vorkriegszeit zu bringen.76 Auch der Mangel an Arbeitskräften für Großgüter 
durch die hohen Bevölkerungsverluste im Krieg wurde als Argument angeführt.77

Oft wurde das Kriterium von Fortschritt und Zivilisation aber auch nur bemüht, da 
es geeignet war, westeuropäische Eliten anzusprechen. Dionis Sebess interpretierte so die 
Agrarreformen mit Blick auf die französische und englische Gesellschaft als Gefahr für die 
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bürgerliche Kultur, Recht und Fortschritt, da diese die Aufopferung von Kulturschichten 
bedeuten. Seine zahlreichen Beiträge hatten dabei nicht nur informativen Charakter, son-
dern enthielten auch kulturpessimistische und geschichtsphilosophische Ausführungen. 
Er stellte die Agrarreformen in einen Kampf zwischen der westeuropäischen Zivilisation 
und einem aus dem Osten kommenden „Geist der Zertrümmerung“ und sah darin „ein 
wildes Experiment eines Rassen-Imperialismus“, der den Bestand der heutigen europäi-
schen Zivilisation gefährden könnte.78

Andere Autoren verwendeten etablierte westeuropäische Stereotype über Ostmittel-
europa in ihren Schriften. Eine 1921 zeitgleich auf Englisch und Französisch erschiene 
Schrift eines Ungarn führte den Begriff der „Balkanisierung des Bodenbesitzes“ im Ti-
tel.79 Der deutsche Publizist Harald Laeuen beschrieb damit die Reformen Polens und der 
Tschechoslowakei.80 Dagegen sah Heinz Haushofer, der die Landreformen als Mittel zum 
Fortschritt begriff, diese als das beste Mittel für Rumänien, „um jenen Zustand zu über-
winden, den wir mit dem geographischen Begriff ‚Balkan‘ zu kennzeichnen pflegen“.81

Während ungarische Autoren wie Sebess die rumänische Landreform als Gefahr für 
Fortschritt und Zivilisation darstellten, antworteten rumänische Autoren wie Mitiţă Con-
stantinescu damit, dass diese eine Garantie für eine friedliche und normale Entwicklung 
der Zivilisation sowie der demokratischen Ordnung in Osteuropa sei, da sie der Abwehr 
des Bolschewismus diene.82 Diese Sicht teilten auch einige französische Autoren83 sowie 
unter dem Einfluss der Schriften von Constantinescu auch der Schweizer Volkswirtschaft-
ler Babel.84 Aber auch kommunistische Kritiker der bürgerlich-kapitalistischen Ordnung 
argumentierten mit Verweis auf die Zivilisationsentwicklung. Der in Deutschland und 
Polen sozialisierte Kommunist Julian Marchlewski sah in der Aufteilung des Großgrund-
besitzes einen Rückschritt in Bezug auf die Produktionsverhältnisse. Dies würde den Weg 
zur gemeinschaftlichen Bewirtschaftung des Bodens als Nationaleigentum erschweren.85

Die gleichen Kriterien finden sich auch bei bürgerlich-liberalen Autoren wie dem aus 
Polen nach Großbritannien emigrierten Historiker Lewis Namier. Er betonte in einem Bei-
trag für eine gleichzeitig in sechs Sprachen publizierte Beilage zum wirtschaftlichen Wie-
deraufbau Europas im Manchester Guardian Commercial den wenig fortschrittlichen Cha-
rakter der Landreformen, die einen Rückfall in die Subsistenzwirtschaft darstellen würden. 
Durch die Beseitigung der Grundbesitzer als Träger von ökonomischer und intellektueller 
Kultur entstehe ein Substanzverlust im ländlichen Raum. Er prognostizierte, dass in den 
neuen Bauerndemokratien hierarchische und traditionelle Kirchen die Führungsposition 
übernehmen würden und befürchtete die Gefahr des Entstehens von Theokratien.86 Auch 
für den deutschen Agrarökonom Hollmann haben die Landreformen mit der Oberklasse 
die treibende Kraft der Wirtschaft beseitigt. Die Bauernmassen könnten diese Aufgabe 
nicht übernehmen, da in ihnen der kapitalistische Fortschrittsgedanke Westeuropas nie 
Wurzeln geschlagen habe.87 Der französische Jurist Paul Benedek sah dagegen eine struk-
turelle Rückständigkeit. Im bestehenden rumänischen System der Bodenregistrierung, das 
keine Grundbücher kannte, könne die Moderne nicht erreicht werden.88

Der diachrone Vergleich mit Westeuropa wurde jedoch auch als Argument für die Land-
reformen verwendet. Dabei wurden diese als verspäteter Nachholprozess von in Westeuro-
pa schon abgeschlossenen Entwicklungen im Übergang von der frühneuzeitlichen Adels-
gesellschaft zur modernen Staatsbürgernation dargestellt. Die Reformen wurden in einen 
gesamteuropäischen Prozess der Zivilisation und des Fortschritts eingeordnet, wobei 
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Ostmitteleuropa als Nachahmer der westeuropäischen Entwicklung angesehen wurde.89 
Heinz Haushofer schrieb von einer „Annäherung an einen Zustand des landwirtschaftli-
chen Strukturgleichgewichts, der in anderen Teilen Europas schon vorhanden ist.“90

Frankreich und die Revolution von 1789 waren ein häufiger Bezugspunkt. Seltener wur-
de auf die Revolutionen von 1848 hingewiesen.91 Marius Peyre stellt die Bildung einer nach 
französischem Vorbild die Demokratie stärkenden Kleinbesitzerklasse als Ziel der Refor-
men dar.92 Der Bezug auf die Vorgänge in den Folgejahren der Französischen Revolution 
erlaubte es auch die teilweise fehlenden Entschädigungszahlungen für enteignete Groß-
grundbesitzer zu rechtfertigen,93 wobei dieser Vorgang von den Gegnern oft als Verstoß 
gegen zivilisatorische Grundwerte eingestuft wurde, worauf pejorative Formulierungen 
wie die oben angeführte Balkanisierung hinweisen. Ein weiteres Argument für die Ent-
eignung konnte jedoch auch dem Fortschrittsnarrativ entnommen werden. Da die Groß-
grundbesitzer ihre Güter nicht selbst bewirtschaftet und damit verkommen lassen hätten, 
wurde ihre Enteignung unumgänglich, um die nationale Produktion zu steigern und die 
Landeskultur zu heben. Die rumänische Verfassung begründete so die Enteignungen mit 
deren sozialen Nutzen.

Mit dem besonderen Verweis auf diesen Punkt kritisierte der französische Jurist Pierre 
Jousse die Tendenz des Staates durch Landreformen sein Aktionsfeld auszudehnen.94 Der 
rumänische Agrarökonom Muşatescu spricht in diesem Zusammenhang gar von Staatsso-
zialismus.95 Selbst der sich explizit gegen Jousse wendende rumänische Ökonom Razmiriţa 
hält die vom Staat zurückgehaltene Bodenreserve für bedenklich hoch.96 Diese Kritik ging 
davon aus, dass der Staat durch die damit verbundene Eingrenzung der ökonomischen 
Möglichkeiten seiner Bürger den Fortschritt hemmt.

In diesem Entwicklungsdiskurs wurde die Weiterentwicklung der Agrarstruktur als 
Vorbedingung zur Industrialisierung und weiteren Modernisierung angesehen.97 Für viele 
Autoren waren die Landreformen in diesem Prozess nur ein erster Schritt. Der Rumäne 
Lucreţiu Pătrăşcanu bezeichnete die Bildung von Kooperativen als einzige Möglichkeit, 
Rumänien ökonomischen und sozialen Fortschritt zu bringen.98 Eugen Tenhof verwies in 
diesem Zusammenhang darauf, dass Rumänien die Bauern nun auch kulturell heben so-
wie wirtschaftliche Begleitmaßnahmen wie den Aufbau von Genossenschaften und die 
Bereitstellung von Agrarkrediten oder Saatgut fördern müsse, damit der „Geist des Fort-
schritts aus West- und Mitteleuropa“ auch dort zum Tragen komme. Nur wenn die guten 
Agrargesetze voll durchgeführt würden, könne es Rumänien gelingen, „seine Bevölkerung 
zu einer wahrhaft zivilisierten zu machen, um sich zu Recht einen europäischen Staat nen-
nen zu können.“99

Fazit

Wie die obigen Ausführungen zeigen, verfolgten westeuropäische politische, wirtschaft-
liche, gesellschaftliche und wissenschaftliche Eliten, die meist städtisch geprägt waren, 
die Entwicklung des ländlichen Raumes in Ostmitteleuropa, die mit Hilfe von Land-
reformen beschleunigt werden sollte. Hier seien nur einige bekannte Namen wie der 
Ökonom Georges Blondel100 oder der international anerkannte Völkerrechtler Albert de 
Lapradelle101 für Frankreich oder der Osteuropahistoriker Robert William Seton-Watson 
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sowie der Pressemagnat Lord Rothermere für Großbritannien genannt. Aber selbst in klei-
neren Staaten wie Belgien oder der Schweiz beschäftigten sich führende Wissenschaftler 
wie Artur Wauters oder Antony Babel mit den Landreformen Ostmitteleuropas.

An dieser Stelle soll nicht reflektiert werden, welche Rückwirkungen diese Beschäfti-
gung mit dem als rückständig wahrgenommenen Ostmitteleuropa für ihre Sicht auf die 
eigenen Gesellschaften hatte, sondern lediglich welchen direkten oder indirekten Einfluss 
die westeuropäischen Eliten auf die Durchführung der Landreformen in Ostmitteleuropa 
hatten. Dabei ist auch an die Verwendung westeuropäischer Diskurse als immaterielle Res-
source zu denken.102 Hier fällt auf, dass vor allem Gegner der Landreformen, die beispiels-
weise durch ihre Zugehörigkeit zu einer ethnischen Minderheit keinen Einfluss auf die 
nationalen Debatten erreichten, ihre Kritik in den westeuropäischen Diskurs einbrachten, 
um auf diesem Umweg eine Änderung der Politik zu erreichen. Sie benutzten dazu die 
politische, finanzielle und wirtschaftliche Schwäche der Staaten Ostmitteleuropas, die auf 
eine positive Wahrnehmung in Westeuropa als Ressource im Kampf um Auslandskredi-
te sowie bei Streitfällen in internationalen Organisationen angewiesen waren. Dies hatte 
sich beispielsweise bei der endgültigen Festlegung zahlreicher strittiger Grenzen nach dem 
Ende des Ersten Weltkriegs erwiesen, als die Verliererstaaten die Bedeutung dieses Fak-
tors mehrheitlich unterschätzt hatten. Eine unmittelbare Folge dessen war, dass sie ihre 
publizistischen Aktivitäten ausweiteten und die wissenschaftliche Beschäftigung mit den 
Landreformen so Teil eines Diskurses um mögliche Grenzrevisionen wurde. Um die west-
europäischen Eliten als zusätzliche Ressourcen zu gewinnen, wurde von beiden Seiten mit 
Zivilisation und Fortschritt argumentiert sowie von den Gegnern der Schutz des Privatei-
gentums und ethnischer Minderheiten als Kernpunkte des bürgerlich liberalen Wertesys-
tems der westeuropäischen Eliten angesprochen.

Während der direkte Einfluss in der Entschädigungsfrage westeuropäischer Ausländer 
mit Hilfe von Quellen aus diplomatischen Archiven relativ leicht zu belegen ist, ist dies im 
Falle des indirekten Einflusses schwieriger. Einerseits sahen sich die meisten ostmitteleu-
ropäischen Politiker als Bewahrer der meist gerade erst errungenen Unabhängigkeit und 
verdrängten daher die vielseitigen Abhängigkeiten von Westeuropa. Andererseits sind die 
Quellen, in denen nach solchen Einflüssen gesucht werden kann, an vielen Orten und in 
weniger klar gegliederten Einheiten verstreut, so dass hier aus pragmatischen Gründen 
Wissenschaftler wie Seton-Watson ins Zentrum gestellt wurden, deren Korrespondenzen 
zu großen Teilen als Quelleneditionen vorliegen bzw. die wie Max Sering und Anton Hein-
rich Hollmann ihre Anliegen offen gegenüber den entsprechenden politischen Institutio-
nen vortrugen. Die hier erfolgte politische Verortung des Schrifttums in westeuropäischen 
Sprachen bedeutet jedoch keinesfalls, dass diese Beiträge von der heutigen Forschung nicht 
verwendet werden sollen, sondern nur dass eine kritische Distanz eingenommen werden 
muss, wobei eine solche nicht nur bei der deutschen Ostforschung zuzuschreibenden Au-
toren, sondern auch ostmitteleuropäischen, französischen und britischen Wissenschaft-
lern angebracht ist.
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